
Tettnang, BP Tannau West, 1. Änderung und Erweiterung  
Frühzeitige Beteiligung gem. §4(1) BauGB                         
 
Die Unterlagen zur frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. §4 (1) BauGB 
wurden am 19.02.2020 an die Behörden und Träger öffentlicher Belange versendet. 
 
Von folgenden Behörden und Trägern öffentliche Belange wurden keine schriftliche 
Stellungnahmen vorgebracht: 
- Regionalwerk Bodensee 
- Teledata 
 

 

Nr. der 
Stellung-
nahme 

Anregungen und Hinweise Abwägungsvorschlag 

TÖB 1 
Regierungspräsidium Tübingen  
(Schreiben vom 18.03.2020) 

1.1 

 

I. Belange der Raumordnung 

Einzelhandel: 

Gemäß den vorgelegten Planunterlagen 
beabsichtigt die Stadt Tettnang die ge-
samtheitliche Erweiterung der bestehenden 
Gewerbefläche Tannau West mit der Aus-
weisung von Gewerbeflächen zur Deckung 
des Gewerbeflächenbedarfs sowie der 
Schaffung von Erweiterungsmöglichkeiten 
für ansässige Unternehmen.  

Als Art der baulichen Nutzung wird in Ergän-
zung der Planzeichnung u. a. „Gewerbege-
biet“ unter Ausschluss von Tankstellen fest-
gesetzt. 

Die Stadt Tettnang ist ein Unterzentrum. In 
Gewerbegebieten sind gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 
1 BauNVO Gewerbebetriebe aller Art und 
damit auch Einzelhandelsbetriebe, sofern sie 
nicht dem Regime des § 11 Abs. 3 BauNVO 
unterfallen, zulässig. 

Für das weitere Bebauungsplanverfahren 
weist die höhere Raumordnungsbehörde 
auf folgendes hin: 

Die Verbandsversammlung des Regional-
verbandes Bodensee-Oberschwaben hat 
mittlerweile die Auslegung des Entwurfs des 
Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben 
beschlossen. Derzeit sind die im Entwurf be-
findlichen Ziele der Raumordnung daher 
nach Ansicht des Regierungspräsidiums als 
in Aufstellung befindliche Ziele der Raum-
ordnung zu beurteilen, da mit dem Ausle-

Die festgesetzte Art der baulichen Nutzung als 
Gewerbegebiet GE mit Ausschluss von Tankstellen 
stammt aus dem bestehenden Bebauungsplan 
„Tannau West” und wurde unverändert über-
nommen, da es sich um eine Erweiterung dieses 
Bebauungsplanes handelt und eine planerische 
Kontinuität bewahrt werden soll. 

Um den nebenstehend angesprochenen zukünf-
tigen Vorgaben der Raumordnung (Unterbindung 
von Agglomerationen von Einzelhandelsbetrieben 
in Gewerbegebieten) gerecht zu werden, müssen 
im vorliegenden Bebauungsplan Einzelhandelbe-
triebe ausgeschlossen werden. 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen die 
beiden bestehenden Firmen ABAO Energy GmbH 
(Anlagen und Leitungsbau) und Trilago GmbH 
(Raumausstattung) neue Betriebsflächen erhal-
ten. Ein Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben 
führt nicht zu Nachteilen für die beiden Firmen.  

Die planungsrechtlichen Festsetzungen werden 
deshalb entsprechend ergänzt. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 



gungsbeschluss durch die Verbandsver-
sammlung des Regionalverbandes Boden-
see-Oberschwaben der Regionalplanent-
wurf inhaltlich soweit konkretisiert ist, dass 
dessen Verbindlicherklärung vom zuständi-
gen Ministerium in weiten Teilen mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 
In Aufstellung befindliche Ziele der Raum-
ordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG als 
sonstige Erfordernisse der Raumordnung im 
Bebauungsplanverfahren zu berücksichti-
gen. Als solche sind sie gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 
ROG in die Abwägungsentscheidung des 
Bebauungsplanes einzubeziehen.  

Konkret dürfte hier der zukünftige Plansatz 
2.7.0 Z (8) i.V.m. Plansatz 2.7.1 Z (1) des in 
Aufstellung befindlichen Regionalplanes 
Bodensee-Oberschwaben betroffen sein. 
Demnach sind mehrere Einzelhandelsbetrie-
be, die aufgrund ihres räumlichen und funk-
tionalen Zusammenhangs (Agglomeration) 
negative raumordnerische Auswirkungen 
erwarten lassen, wie ein einheitliches Einzel-
handelsgroßprojekt zu beurteilen. Da in ei-
nem Gewerbegebiet nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 
BauNVO Einzelhandelsbetriebe zulässig sind, 
wäre es bei unveränderter Festsetzung von 
Gewerbegebieten nach § 8 BauNVO mög-
lich, dass im Plangebiet entsprechende Ag-
glomerationen entstehen können. Diese 
wären mit zentrenrelevanten Sortimenten an 
dieser Stelle nach den zukünftigen Festset-
zungen des Regionalplanes (Plansatz 2.7.1 Z 
(1)) nicht zulässig. Nach der Rechtsprechung 
des VGH BW müssen agglomerationsbe-
dingte Konflikte im Bebauungsplanverfahren 
gelöst werden und dürfen nicht auf den 
Planvollzug verlagert werden. Des Weiteren 
hat der VGH Möglichkeiten entwickelt, wie 
agglomerationsbedingte Konflikte gelöst 
werden können. Exemplarisch wird auf den 
Beschluss des VGH v. 18.05.2016, Az.: 8 S 
703/16 verwiesen. 

Zwar hat der Entwurf derzeit noch keine Ziel-
qualität. Trotzdem ist im weiteren Verfahren 
eine Auseinandersetzung mit dem zukünfti-
gen Planziel im Rahmen der Abwägung er-
forderlich. 

1.2 

 

II. Belange des Straßenbaus 

Straßenrechtliche Belange der Landesstraße 
L 333 werden durch die 1. Änderung und 
Erweiterung des BBP „Tannau West“ nicht 
berührt. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 



Die Abteilung Straßenwesen und Verkehr 
erhebt keine Einwendungen zum vorgeleg-
ten Bebauungsplan. 

 

 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 

 werden zur Kenntnis genommen 

TÖB 2 
Landratsamt Bodenseekreis 
(Schreiben vom 26.03.2020) 

2.1 
 
2.1.1  

 

Belange des Planungsrechts: 

In Festsetzung Nr. 1.10 werden gem. § 9 Abs. 
1 Nr. 23a BauGB Verbrennungsverbote bzw. 
–beschränkungen festgesetzt. In der Be-
gründung ist zur Erforderlichkeit dieser Fest-
setzung bislang nichts ausgesagt. Solche 
Festsetzungen sind nur möglich, wenn ein 
städtebaulicher, örtlicher Bezug gegeben 
ist, also eine schutzwürdige Situation vorliegt. 
Außerdem muss die Festsetzung zur Vermei-
dung von Luftverunreinigungen geeignet 
sein. Wir bitten dies bei der Formulierung zu 
berücksichtigen und in der Begründung ent-
sprechende Aussagen zu machen.  

 

Bei der Festsetzung Nr. 1.10 handelt es sich um 
eine Aktualisierung der bereits im bestehenden 
Bebauungsplan „Tannau West” enthaltenen Fest-
setzung zum Schutz vor Luftverunreinigung (siehe 
dort Ziffer 4.11.0). Die vorliegende Neufassung des 
sogenannten „Verbrennungsverbotes“ fossiler 
Brennstoffe (v.a. Kohle) basiert auf dem aktuellen 
Stand der Technik und dient der Vermeidung von 
erheblichen Luftverunreinigungen.  

Das Hauptwindsystem fließt im Bereich Tannau in 
nord-südlicher Richtung entlang des Bollenbachs 
Richtung Argental. Durch die mit Wald bestande-
nen südlich angrenzenden Erhebungen Bollen 
staut sich die Kaltluft im Gebiet. Dadurch kann es 
bei windarmen Wetterlagen zu einer Anreiche-
rung der Luft durch emittierte Luftschadstoffe 
kommen. Aufgrund des Kaltluftstaus und der Nä-
he zu Wohnstandorten besteht für das Verbren-
nungsverbot weiterhin ein städtebauliches Erfor-
dernis. Die Festsetzung wird beibehalten und die 
Begründung zum Bebauungsplan ergänzt.  

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

 

2.1.2 

 

Aufgrund der neuen örtlichen Bauvorschrift 
Nr. 1.6 regen wir an, dies auch in der Festset-
zung Nr. 1.12 a) zu berücksichtigen. 

 

Die planungsrechtliche Festsetzung Nr. 1.12 a) 
wird um einen Verweis auf die örtliche Bauvor-
schrift Nr. 1.6 zur Ausbildung von schadstoffge-
fährdeten Flächen ergänzt.  

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

 



2.1.3 Entgegen der Aussage in Nr. 2.1 der Be-
gründung wurde die 4. Flächennutzungs-
planänderung der vereinbarten Verwal-
tungsgemeinschaft Tettnang-Neukirch mit 
Erlass vom 22.10.2019 genehmigt. Wir bitten 
um Korrektur. 

Wird korrigiert. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

 

2.2 

2.2.1                                                             

 

Belange des Natur- u. Landschaftsschutzes: 

Wir bitten Sie folgende Anregungen in der 
weiteren Planung zu berücksichtigen: 

Zulassen von nur ungeschnittenen, heimi-
schen Laubgehölzen in Festsetzung Nr. 1.4 
c). 

 

Wird berücksichtigt. 

In den planungsrechtlichen Festsetzungen 1.12 
und 1.13 ist nur die Pflanzung von gebietsheimi-
schen Gehölzen zulässig (M1 Ortsrand und P1 Re-
genrückhaltebecken des GOP). 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

 

2.2.2                                             Entsprechend Nr. 1.5 a) Satz 3 sollten auch 
Stellplätze auf der dargestellten Grünfläche 
nicht zugelassen und Nr. 1.6 b) entspre-
chend modifiziert werden. 

 

Die planungsrechtliche Festsetzung Nr. 1.6 b) wird  
wie folgt ergänzt: „Hiervon abweichend sind in-
nerhalb der im Plan dargestellten Grünflächen 
Stellplätze nicht zulässig.” 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

 

2.2.3                                             Bei der noch in Bearbeitung befindlichen 
Festsetzung Nr. 1.13 bitten wir auf die Be-
stimmtheit zu achten sowie die dauerhafte 
Erhaltung der Pflanzgebote und deren Ersatz 
festzusetzen. 

 

Wird in den Festsetzungen 1.12 und 1.13 berück-
sichtigt. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 



2.2.4                                             Bei den hinweislich unter Nr. 2.12 zur Fassa-
denbegrünung genannten Arten sollten die 
allgemeinen Gattungsangaben „Clematis 
sp.“ („Waldrebe in Sorten“) und „Vitis sp.“ 
(„Weinrebe in Sorten“) mit den heimischen 
Artnamen ergänzt werden (Clematis vitalba 
bzw. Vitis vinifera subsp. sylvestris), um die 
Verwendung nichtheimischer (Italienische 
Waldrebe) oder standortfremder Arten (Al-
pen-Weinrebe) zu vermeiden. 

Wird unter Hinweis 2.12  berücksichtigt. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

2.3 Belange des Wasser- und Bodenschutzes: 

In den vorgelegten Planunterlagen ist ver-
merkt, dass die geplante Retentionsmulde 
(Maßnahme 2) noch in Bearbeitung eines 
Fachbüros sei. Die Entwässerung bedarf im 
vorliegenden Fall der wasserrechtlichen Ent-
scheidung. Hierzu sind dem Landratsamt, 
Amt für Wasser- und Bodenschutz, entspre-
chende Planunterlagen einzureichen. Um 
rechtzeitige Abstimmung wird gebeten.  

Wird bei der Enwässerungsplanung berücksichtigt. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

 

2.4 Belange des Immissionsschutzes: 

Aufgrund der Topographie in Tannau (Berg-
/Tallage) empfehlen wir bei der Ansiedlung 
geruchsemitierender Betriebe zur Vermei-
dung erheblicher Belästigungen eine Immis-
sionsprognose mit Kaminhöhenberechnung, 
die die lokalen Kaltluftströme berücksichtigt. 
Wir regen an, in den Bebauungsplan einen 
entsprechenden Hinweis aufzunehmen.  

Der angeregte Hinweis wird in den Bebauungs-
plan aufgenommen.  

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

 

2.5 

2.5.1 

Belange der Landwirtschaft: 

Auf dem westlich gelegenen Grundstück 
Flst.-Nr. 78/1 befindet sich eine Hopfenanla-
ge, eine Raumkultur, die häufig gespritzt 
werden muss. Zwischen den äußeren Reihen 
der Hopfenanlage und den nächstgelege-
nen Dauerarbeitsplätzen sind angemessene 
Immissionsschutzabstände einzuhalten. Dass 
Hopfenanlagen wesentlich höher als Anla-
gen für Intensivobst sind, und Pflanzen-
schutzmittel mit den Sprühgeräten hoch in 
die Luft geblasen werden, ist beim Schutz-
abstand zu berücksichtigen. Eine Auseinan-
dersetzung mit dem Thema und einarbeiten 
in die Planunterlagen muss noch erfolgen. 

Die Hopfenanlage auf Flst. 78/1 ist an der nächst-
gelegenen Stelle ca. 36 m von der geplanten 
Gewerbebaufläche entfernt. Der (auch vom 
Landwirtschaftsamt empfohlene) Spritzschutzab-
stand von 20 m gemäß Tettnanger Urteil wird ein-
gehalten. Die Begründung zum Bebauungsplan 
wird entsprechend ergänzt.  

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

2.5.2 Sollten externe Ausgleichsmaßnahmen er-
forderlich werden, bitten wir keine hochwer-
tigen landwirtschaftlichen Flächen in An-
spruch zu nehmen. Aufgrund der zuneh-

Der erforderliche externe Ausgleich erfolgt durch 
Zuordnung und Ausbuchung der fehlenden Öko-
punkte von Maßnahmenflächen des kommuna-
len Ökokontos der Stadt Tettnang. Dabei werden 



menden Verknappung von landwirtschaftli-
chen Flächen bitten wir flächenschonenden 
ökologischen Ausgleichsmaßnahmen Vor-
rang einzuräumen, z. B. durch ökologische 
Aufwertung von landwirtschaftlich bereits 
entzogenen Flächen oder von Randstreifen 
entlang von Gewässern.Bauflächen mehr 
als 60 m entfernt. 

keine zusätzlichen landwirtschaftlichen Flächen in 
Anspruch genommen. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 

 werden zur Kenntnis genommen 

 

TÖB 3 
IHK Bodensee-Oberschwaben 
(Schreiben vom 23.03.2020) 

3.1       

         
3.1.1 

Es liegen zwei Fragen des Unternehmens 
Trilago zum Planteil des Bebauungsplans vor: 

Blau eingezeichnete Linie, die als Baugrenze 
bezeichnet ist: ist das die Baugrenze, von 
der noch 3 m Abstand zu halten ist oder 
kann direkt bis zu dieser Linie gebaut wer-
den? Frage ist, warum die Baugrenze ent-
lang des Flurstücks 70/2 nach links einknickt. 
Das Unternehmen plant den Anbau direkt 
im Anschluss an das bestehende Gebäude.  

  

 

                                                                                    
Ein Anschluss des geplanten Neubaus in der 
Flucht des bestehenden Gebäudes auf Flst. 70/2  
ist ohne Probleme möglich. Die Baugrenze auf der 
geplanten Grundstückserweiterung nimmt die 
östliche Gebäudekante des bestehenden Be-
triebsgebäudes von Trilago auf. 

Der Knick der Baugrenze begründet sich wie folgt: 

Das Baufeld auf Flst. 70/2 stammt ursprünglich aus 
dem vorhandenen Bebauungsplan „Tannau 
West” und erstreckt sich dort ohne Unterbrechung 
auch über das östlich benachbarte Flst. 70/3 (sie-
he nachrichtliche Darstellung in der Planzeich-
nung). Um diese Durchgängigkeit des Baufeldes 
beizubehalten, reicht die Baugrenze auf Flst. 70/2 
bis zur östlichen Grundstücksgrenze, an die der 
verbleibende Teil des Bebauungsplanes „Tannau 
West” nahtlos anschließt. 

Im Bereich der geplanten Grundstückserweite-
rung von Trilago springt die Baugrenze deshalb 
zurück, weil hier die geplante östliche Ausdeh-
nung der Baufläche erreicht ist und zur Grund-
stücksgrenze ein Mindestabstand laut Landes-
bauordnung von 2,50 m einzuhalten ist. 

Materiell ergeben sich für die Gebäude keine 
Nachteile durch den Versprung der Baugrenze im 
Plan. Da dieser Versprung jedoch irritierend ist, 
wird die Baugrenze geändert und entlang der 
östlichen Kante des vorhandenen Betriebsge-
bäudes durchgehend in einer Flucht geführt. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 



 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

3.1.2 Was bedeutet die Beschriftung: GR/FR/LR 
privat? 

Die Beschriftung „GR/FR/LR privat” bedeutet, dass 
an dieser Stelle ein privates Gehrecht, Fahrrecht 
sowie Leitungsrecht zugunsten der Eigentümer 
bzw. Nutzer der durch der Planung neu entste-
henden privaten gewerblichen Grundstücke vor-
gesehen ist.  

Hintergrund dieser Festsetzung ist eine privat zu 
regelnde Erschließung (seitens ABAO und Trilago) 
und damit die Sicherstellung der Anbindung der 
privaten Grundstückserweiterungen an die vor-
handenen öffentlichen Erschließungseinrichtun-
gen in der Straße Im Leimen. 

 
Anregungen und Hinweise(n) 

 wird gefolgt 
 wird nicht gefolgt 
 sind nicht relevant 
 werden unabhängig vom Planverfahren be-

handelt 
 werden zur Kenntnis genommen 

 
 
 

Von folgenden Behörden und Trägern öffentliche Belange wurden keine Anregungen und 
Bedenken in ihrer Stellungnahme vorgebracht: 
- Regionalverband Bodensee-Oberschwaben 
- Handwerkskammer Ulm 
- Unitymedia - Vodafone BW GmbH 
- Telekom 

 
 

 
08.05.2020 

 


